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INTERPELLATION von Tobias Mani (EVP, Wädenswil), Priska Hänni-Mathis (Die Mitte, 

Regensdorf), Sibylle Jüttner (SP, Andelfingen), Philipp Müller (FDP, 
Dietikon), Jeannette Büsser (Grüne, Horgen), Nadia Koch (GLP, 
Rümlang) und Nicole Wyss (AL, Zürich) 

 
betreffend Ungleichbehandlung von ausserkantonal untergebrachten Pflegekin-

dern 
________________________________________________________________________ 
 
Mit dem am 01.01.2022 in Kraft getretenen Kinder- und Jugendheimgesetz (KJG) und der 
dazugehörigen Kinder- und Jugendhilfeverordnung (KJV) können ausserfamiliäre Unterbrin-
gungen unter gewissen Voraussetzungen auch über die Volljährigkeit von Heim- und Pflege-
kindern hinaus bis zum Abschluss einer abgeschlossenen Erstausbildung bzw. bis höchs-
tens zum vollendeten 25. Altersjahr durch das Amt für Jugend und Berufsberatung (AJB) fi-
nanziert werden (§ 3 KJG und § 5 KJV). Dies, wenn dies zur Sicherstellung der nachhaltigen 
Wirkung notwendig ist.  
Das Ziel dieser kantonalen Regelungen besteht darin, dass junge Menschen aus dem Kan-
ton Zürich, welche in Pflegefamilien oder Heimen leben, nach Eintritt der Volljährigkeit nicht 
abrupt ausziehen müssen und durch diesen Abbruch die Massnahme eine nachhaltige Wir-
kung verfehlt. Damit werden die Jugendlichen auch beim Übergang in die Selbständigkeit 
(Phase Leaving Care) unterstützt und die Nachhaltigkeit der Kinder- und Jugendhilfe im Kan-
ton Zürich wird sichergestellt. 
Aufgrund des Bundesgerichtsurteils vom 22. Mai 2024 (8C_561/2023) zum Unterstützungs-
wohnsitz kam es im Kanton Zürich zu einer Praxisänderung in Bezug auf die Unterstützung 
von ausserkantonal untergebrachten Pflegekindern über die Volljährigkeit hinaus. Das AJB 
entschied unter Berücksichtigung dieses Bundesgerichtsentscheides, dass mit Erreichen der 
Volljährigkeit die Fortführung der Unterbringung in ausserkantonalen Pflegefamilien (nicht 
aber bei ausserkantonalen Heimunterbringungen!) nicht mehr finanziert wird, weil die Be-
troffenen ihren Unterstützungswohnsitz neu im Aufenthaltskanton bei den Pflegeeltern be-
gründen müssen (Art. 4 ZUG).  
Konkret bedeutet dies, dass junge Menschen, die ausserkantonal in Pflegefamilien leben, 
vom Kanton Zürich entgegen den kantonalen Rechtsgrundlagen nicht mehr über die Volljäh-
rigkeit hinaus unterstützt werden. Dies entspricht nicht der Intention des KJG und führt auch 
zu einer Ungleichbehandlung von ausserkantonal untergebrachten Kindern aus dem Kanton 
Zürich.  
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 
 
1. Mit welchen Folgen ist zu rechnen, wenn nach Volljährigkeit trotz weiterem Bedarf zur 

Erzielung der nachhaltigen Wirkung eine Finanzierung abrupt beendet wird, und wie ord-
net der Regierungsrat die Problematik ein? 

2. Wie viele Personen sind von der neuen Regelung betroffen? 

3. Weshalb wird § 5 KJV so ausgelegt, dass keine Fortsetzung der Finanzierung der Leis-
tung für Kinder in Pflegefamilien über die Volljährigkeit hinaus notwendig ist, obschon 
die Nachhaltigkeit der Wirkung im Zentrum steht? 

4. Welche Schritte sind aus Sicht des Regierungsrats nötig, damit insbesondere ausser-
kantonal untergebrachte Kinder in Pflegefamilien eine bedarfsgerechte Unterstützung im 
Übergang in die Selbständigkeit erhalten (z.B. interkantonale Vereinbarung, Anpassung 
des Zuständigkeitsgesetzes/ZUG)? 

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza://22-05-2024-8C_561-2023&lang=de&zoom=&type=show_document
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1978/221_221_221/de#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1978/221_221_221/de
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5. Welche Möglichkeiten sieht der Regierungsrat, um trotz des Bundesgerichtsurteils und 
des Wechsels des Unterstützungswohnsitzes bei Pflegekindern eine Finanzierung durch 
den Kanton Zürich über die Volljährigkeit bei ausgewiesenem Bedarf zur Sicherung sei-
ner Nachhaltigkeit sicherzustellen? 
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